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Lieber Hinrich Jürgensen 

Vielen Dank für dein Schreiben vom 16. Juni über 

die Konsequenzen des Wirtschaftssanierungsplans 

für die deutschen Minderheitsschulen. 

Ich möchte vor allem betonen, dass die deutsch-

dänische Zusammenarbeit hinsichtlich der 

Minderheiten auf beiden Seiten der Grenze von 

entscheidender Bedeutung für die Regierung ist. 

Es ist in meinen Augen eine lobenswerte 

Zusammenarbeit, die als Beispiel zur 

Nachahmung dient. 

Dänemark steckt, wie auch Deutschland, in einer 

wirtschaftlich außergewöhnlichen Lage, in der die 

Rechnung für die Wirtschaftskrise bezahlt werden 

muss. Der weitaus größte Teil der Bereiche, für 

die der dänische Staat die Verantwortung hat, 

trägt solidarisch zur allgemeinen Sanierung der 

Finanzen und zur Umschichtung der staatlichen 

Mittel zu Gunsten von Gesundheit, den 

Schwächsten der Gesellschaft und für unseren 

Bildungsbereich bei. Dies gilt auch für den Aufgabenbereich des Bildungsministeriums, zu dem 

auch die deutschen Minderheitsschulen gehören. 

Der Sanierungsplan umfasst einen großen Teil des Bildungsbereiches des Ministeriums, 

darunter auch die „freien Grundschulen“, denen die deutschen Minderheitsschulen sowohl 

gesetzmäßig wie förderungsmäßig gleichgestellt sind. Es ist in diesem Zusammenhang für die 

dänische Regierung entscheidend gewesen, dass die Kürzungen die „freien Grundschulen“ 

generell berühren, und die Schüler der deutschen Minderheitsschulen nicht schlechter stellen 

als die entsprechenden dänischen Schüler der übrigen „freien Grundschulen“. 

Mit dem Sanierungsplan entfällt der Titel für die Beförderung der Schüler der privaten Schulen 

ab 2011. Die Regierung und Dansk Folkeparti stimmen indes darüber ein, dass Schüler der 

deutschen Minderheitenschulen weiterhin einen Zuschuss zur Deckung der Beförderungskosten 

erhalten sollen. Der Hintergrund für diese besondere Rücksichtnahme ist, dass die deutschen 

Minderheitsschulen ein großes geographisches Gebiet in Nordschleswig abdecken, und dass die 

Schüler es deshalb oft sehr weit zur Schule haben. Die Summe der Kürzung der 

Beförderungsausgaben beträgt 2,5 Mio. Kronen. 

Hinzu kommt, dass die deutschen Minderheitsschulen weiterhin Zugang zu zielgerichteten 

Titeln und Zuschüssen in Höhe von 7,6 Mio. Kronen haben, da die deutschen 



Minderheitsschulen besonderen strukturellen Bedingungen unterliegen, die den Betrieb im 

Vergleich zu den übrigen „freien Grundschulen“ verteuern. 

Ich will nicht verschweigen, dass die dänische Regierung mit Besorgnis die Kürzungen 

betrachtet, die der deutsche Staat gegenüber sowohl den deutschen als auch den dänischen 

Minderheitsschulen vorgelegt hat, und die zu einer Schieflage bei der Mitfinanzierung der 

Minderheitsschulen beitragen könnte. 

Ich habe vor diesem Hintergrund die Angelegenheit gegenüber der Kanzlerin Merkel 

angesprochen, ebenso wie die Außenministerin dies gegenüber ihrem deutschen Kollegen, 

Außenminister Guido Westerwelle, getan hat. 

Ich habe darüber hinaus Ministerpräsident Peter Harry Carstensen die Auffassung der 

dänischen Regierung von den Kürzungsplänen dargelegt. Wir sind übereingekommen – als 

Beitrag für den weiteren Verlauf – eine schnell arbeitende Beamtengruppe bezüglich der 

Gleichstellungsproblematik einzusetzen, die die Sachverhalte in Verbindung mit der 

Finanzierung der Minderheitsschulen klären soll. 

Mir ist bekannt, dass die Unterrichtsministerin zu einem Treffen nach den Sommerferien 

eingeladen hat. Ich möchte unterstreichen, dass die Regierung die Angelegenheit im Auge 

behält und hofft, dass eine vernünftige Lösung der entstandenen Probleme gefunden wird. 

 

Mit freundlichem Gruß 

Lars Løkke Rasmussen 


